








6.3.8 Zwischenfazit
Eine Betrachtung der Steuerungsreformen im Ländervergleich zeigt, dass diese sich zwar
deutlich voneinander unterscheiden, insgesamt aber ein gesamtdeutsches Konzept vor-
liegt. In einigen Ländern werden neue Kontroll- und Steuerungsinstrumente in umfassen-
der Weise eingeführt, in anderen Ländern ist die Reform schwächer ausgeprägt. Auch
Maßnahmen der Dezentralisierung werden unterschiedlich stark implementiert. Gemein-
sam ist den Länder die Einführung von Bildungsstandards, Vergleichsarbeiten, Selbsteva-
luationen, Schulinspektionen und Leistungsvereinbarungen – unterschiedlich ist aber die
Ausgestaltung dieser Instrumente. Wie ist nun die Steuerungsreform in Baden-Württem-
berg einzuschätzen? 

Das traditionelle Steuerungskonzept sieht eine Steuerung von Input, Prozessen und Output
vor, was zu dem gewünschten Outcome führen soll (vgl. Kap. 4.2.15). Schulen werden
bedarfsorientiert finanziert und haben nach ausführlichen Vorgaben von Schulbehörde
und Kultusministerium zu handeln. Ein ‚durchregieren‘ mittels Input-/ Prozess-/ Output-
steuerung hat sich aber als unmöglich erwiesen, die Folge dieser Steuerungsform ist man-
gelnde Effektivität und Effizienz auf der Handlungsebene. Eine NPM-Reform schafft des-
halb die bedarfsorientierte Finanzierung und die Prozesssteuerung ab und führt stattdessen
Vorgaben zu Output bzw. Outcome ein, überprüft, ob die Vorgaben eingehalten wurden
und teilt der Schule in Abhängigkeit davon seine Mittel zu. 

Abbildung 18: Traditionelles Steuerungsmodell (eigene Abb.)
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Abbildung 19: NPM-Steuerung (eigene Abb.)

Handelt es sich bei der Steuerungsreform im Schulsystem Baden-Württembergs nun um
eine NPM-Reform? Die Rhetorik der Bildungsreform deutet daraufhin, in Baden-Würt-
temberg ist – ebenso wie auf Bundesebene – von einem Paradigmenwechsel von der
Input- zur Output- bzw. Outcome- Steuerung die Rede (Hentig 2004; KMK 2004: 6)36.
Ein erster Blick auf die Reformelemente bestätig dies. Kontrollinstrumente wurden mit
der Einführung von Diagnose- und Vergleichsarbeiten sowie Selbst- und Fremdevaluation
geschaffen. Auch werden nun Leistungsvereinbarungen geführt und der Schwerpunkt des
Bildungsplans liegt nicht mehr prozessorientiert auf den Unterrichtsinhalten, sondern out-
come-orientiert auf dem zu erzielenden Schülerkompetenzen. Erst auf den zweiten Blick
werden Zweifel daran wach, dass die Steuerungsreform in Baden-Württemberg tatsäch-
lich dem NPM-Paradigma folgt:

• Die bisherige bedarfsorientierte Mittelzuweisung wird fortgesetzt, die Ressourcen-
zuweisung ist also nach wie vor nicht von Output und Outcome der Schule abhän-
gig. Zielvereinbarungen werden geführt, ohne dass dabei Ressourcen materieller
oder personeller Art zur Disposition stünden. Die Vereinbarungen finden also ohne
Verhandlungsmasse seitens der Schulaufsicht statt. Für die Einzelschule besteht
demnach kein ökonomischer Anreiz zur Leistungsoptimierung, die Steuerungslücke
des alten Steuerungssystems bleibt bestehen.

• Die herkömmliche Prozesssteuerung wird nicht abgeschafft, um Handlungsfreiheit
für die Schule zu ermöglichen, sondern sie wird neu konzipiert. Der sog. Qualitäts-
rahmen ist als Prozessvorgabe zu verstehen, eine Überprüfung findet statt, indem

36. Mit Output sind hier – anders als im Rahmen dieser Arbeit – nicht der Unterricht, sondern die
Schülerleistungen gemeint.
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FEVs durchgeführt und die Ergebnisse der SEVs eingesehen werden. Entgegen dem
NPM-Konzept werden die Prozesse also nicht zur Angelegenheit der Schule ge-
macht, sondern sie sind weiterhin direkten Vorgaben unterworfen, werden unter-
sucht und dienen als Grundlage von Leistungsvereinbarungen. Die Vielzahl von Ge-
setzen und Verordnungen, die den Handlungsfreiraum der Schulakteure einschränkt,
ist nicht reduziert worden. Bisher gibt es weder eine Personal- noch eine Finanzau-
tonomie.

• Der Outcome einer Schule, wird nicht umfassend messbar gemacht. Dazu wäre es
erstens nötig, nur messbare Leistungen von der Schule zu fordern und zweitens Out-
put und Outcome umfassend auf Qualität zu prüfen. Im Bildungsplan ist aber weiter-
hin ein umfassender Bildungs- und Erziehungsbegriff als Auftrag der Schule veran-
kert, dessen Erfüllung durch die Schule sich einer Messbarkeit weitgehend entzieht
(Kultusministerium 2004: 9f). 

• Auf der Grundlage operationalisierbarer Leistungsanforderungen wäre es zweitens
nötig, Schülerleistungen (Outcome) und Unterricht (Output) umfassend zu messen. 
– Outcome-Kontrolle: Mit Diagnose- und Vergleichsarbeiten wird nur ein kleiner

Teil der Fachkompetenzen abgedeckt. Die Ergebnisse liegen der Schulaufsicht au-
ßerdem nur bei Einwilligung der Schule vor. Fächerübergreifende Kompetenzen
werden im Rahmen der FEVs zwar erfasst, um eine umfassende Messung handelt
es sich dabei aber nicht. Personale und soziale Kompetenzen werden nicht berück-
sichtigt – ganz zu Schweigen von den Effekten der im Bildungsplan verankerten
Bildung und Erziehung. 

– Output-Kontrolle: Die Qualität von Unterricht wird im Rahmen von Unterrichtsbe-
obachtungen erhoben. Auch hier beschränkt man sich aber auf einen kleinen Teil-
bereich von Unterricht, die Lernumgebung. Die Schulaufsicht hat somit keine um-
fassende Kenntnis der Qualität von Output und Outcome einer Schule.

• Eine Einführung von Marktmechanismen ist in Baden-Württemberg weder als
marktlicher, noch als quasi- oder nicht-marktlicher Wettbewerb feststellbar. Planung
und Finanzierung findet nach wie vor durch staatliche Organisationen statt, Leis-
tungserbringung zu einem geringen, wenn auch wachsenden Teil durch Ersatzschu-
len. Staatliche Schulen stehen zwar mit Ersatzschulen in Konkurrenz um Schülerin-
nen, die Ressourcen einer staatlichen Schule sind aber nicht direkt davon abhängig,
wie gut sie sich in diesem Wettbewerb bewährt. Ein Wettbewerb zwischen staatli-
chen Schulen besteht lediglich bei der Einwerbung von Drittmitteln, was aber für ei-
ne Grundversorgung der Schulen nicht relevant ist. Weder wurden die für Grund-
und Hauptschulen bestehenden Schulbezirke aufgelöst (vgl. Kap. 6.3.7), noch wurde
eine direkte Pro-Kopf-Finanzierung der Schulen eigeführt.
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Insgesamt wird also deutlich, dass es sich bei der Steuerungsreform in Baden-Württem-
berg nicht um eine NPM-Reform handelt. Der Wirkungsmechanismus einer NPM-Steue-
rung wird in doppelter Weise ausgehebelt: Einerseits werden die notwendigen Steuer-
ungs- und Kontrollinstrumente nicht umfassend eingeführt und andererseits werden die
alten Steuerungsmechanismen nicht abgeschafft. Die bisherige Steuerung durch Input,
Prozesse und Output wird durch die Steuerung des Outcome lediglich ergänzt. Dabei ent-
steht eine „doppelte Bürokratie“ (Böttcher 2007a) durch gleichzeitige Verwendung beider
Steuerungsparadigmen. Die bisherige Steuerungslücke wird durch die Reform nicht über-
brückt, hinzu kommt aber eine Operationalisierungslücke (vgl. Kap. 4.2.10) bei der Mes-
sung von Output und Outcome.

Abbildung 20: Steuerung im Schulsystem Baden-Württembergs (eigene Abb.)

In ihren Grundzügen sind sich die Steuerungsreformen in den deutschen Schulsystemen
ähnlich. Dies liegt an den gemeinsamen strukturellen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land, dem großen Einfluss der Volksparteien CDU/CSU und SPD auf das bildungspoliti-
sche Geschehen in allen Bundesländern und der zunehmenden gegenseitigen Beobachtung
bzw. dem wachsenden Informationsaustausch zwischen den Ländern. Die Grundstruktur
neuer Steuerung, wie sie in Baden-Württemberg festgestellt wurde, ist deshalb weitge-
hend auf andere Bundesländer übertragbar, variiert jedoch in der Ausprägung. NPM-
Instrumente werden im gesamten Bundesgebiet vereinzelt, spät und zögerlich in den
Schulsystemen eingeführt und es kommt zu einer Überschneidung alter und neuer Steuer-
ungskonzepte. Den Schulen wird die Aufgabe des Qualitätsmanagements auferlegt, ohne
dass ihre Handlungsspielräume entsprechend erweitert worden wären. Eine umfassende
Dezentralisierung konnte bisher in keinem Bundesland festgestellt werden, anscheinend
behalten sich Ministerien und Schulaufsichtsbehörden überall umfangreiche Aufsichts-
und Antragsrechte vor. 
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Eine erhöhte Eigenständigkeit wird der einzelnen Schule nicht unbedingt gewährt, sie wird
ihr aber zugeschrieben und als Selbstinterpretation nahe gelegt. (Rürup 2007b: 190)

Die entstandene ‚doppelte Bürokratie‘ verursacht Kosten durch die zusätzliche Einfüh-
rung neuer Kontrollinstrumente (insbesondere SEV und FEV), ohne dass der nach dem
NPM-Konzept erwünschte Mechanismus in Kraft tritt, von dem Effizienzgewinne zu
erwarten wären. Andererseits ist aber auch zu erwarten, dass die Nebenwirkungen einer
NPM-Reform in Deutschland geringer ausfallen als in Ländern, in denen umfassende
NPM-Reformen stattfanden (Kotthoff 2005). Der Druck auf die Schulen, sich als effizi-
ente Organisation darzustellen, ist in Deutschland gering, eine symbolische Politik seitens
der Schule, mit der lediglich der Anschein einer Leistungsverbesserung geschaffen wird,
ist nur in relativ geringerem Ausmaß zu befürchten.

Bemerkenswert am baden-württembergischen Steuerungsmodell sind die umfangreichen
Mitentscheidungsmöglichkeiten der Schulen bei SEV und FEV. Das LS stellt den Schulen
für die Selbstevaluation Instrumente und Schwerpunkte zur Wahl und auch bei der Schul-
inspektion werden inhaltliche Schwerpunkte zwischen Evaluationsteam und Schulleitung
abgestimmt. Es bleibt allerdings abzuwarten, ob diese umfassenden Freiheiten für die Ein-
zelschule über die Pilotphase hinaus Bestand haben werden. 

Die Kontrollinstrumente dienen nicht ausschließlich dem Zweck der Steuerung, sondern
liefern Handlungswissen für die innere Schulentwicklung. Die NPM-Instrumente werden
in Baden-Württemberg also entwicklungsorientiert eingesetzt. Der eigentliche Wirkungs-
mechanismus des NPM-Konzepts tritt dabei zwar nicht in Kraft, stattdessen werden neue
Formen der Beobachtung und der Aushandlung von Wegen und Zielen zwischen Schule
und Schulaufsicht deutlich. Dabei entsteht eine neue Form der Handlungskoordination im
Sinne der Governance-Perspektive, die im Fall Baden-Württembergs überwiegend auf
Kooperation statt Druck zu setzen scheint.

6.4 Bildungsbenachteiligung & Steuerungsreform 
in Baden-Württemberg
Verschiedene Autoren haben auf die Notwendigkeit hingewiesen, Reformen im Schulsys-
tem an ihren Wirkungen auf Bildungsbenachteiligung zu messen (Gomolla 2005;
Maritzen 1997; Radtke 2000; Böttcher 2005). Bisher habe ich die Steuerungsreform in
Baden-Württemberg dargestellt und an dem NPM-Konzept gemessen, an dem sie sich ori-
entiert. Nun soll der Frage nachgegangen werden, wie die Reform in Bezug auf Bildungs-
benachteiligung einzuschätzen ist. Dabei beziehe ich mich auf Kapitel 5, in dem ich Mög-
lichkeiten aufgezeigt habe, die Perspektive institutioneller Diskriminierung in eine NPM-
Reform zu integrieren. Dies ist in Bezug auf Input, Prozesse, Output und Outcome in
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unterschiedlicher Weise möglich und kann Vorgaben, Kontrollinstrumente und Leistungs-
vereinbarungen betreffen. 

6.4.1 Bildungsbenachteiligung & Input-Steuerung
Bei der Klientel einer Schule, der Schülerschaft, handelt es sich um einen Input-Faktor
von Schule. Für Bildungsbenachteiligung ist die soziale und migrationsspezifische Vertei-
lung von Schülerinnen relevant. Überweisungen auf Sonderschulen, Rückstellungen von
der Einschulung sowie die Verteilung auf die unterschiedlichen Schularten der Sekundar-
stufe erfolgen in Abhängigkeit von Sozialschicht und Migrationshintergrund. Auf diesen
Diskriminierungsmechanismus kann im Rahmen einer Steuerungsreform Einfluss genom-
men werden. Im Falle fester Einzugsgebiete können Schulen in Stadtgebieten mit hohem
Anteil bildungsferner Schichten bzw. vielen Menschen mit Migrationshintergrund zusätz-
liche Mittel erhalten. Bei freier Schulwahl kann im Rahmen von Leistungsvereinbarungen
geregelt werden, dass Schulen belohnt werden, denen es gelingt, die Zusammensetzung
der Schülerschaft der in der Bevölkerung anzugleichen. An Gymnasien wäre es hierzu
nötig, den Anteil bildungsferner Schichten und Schülerinnen mit Migrationshintergrund
zu erhöhen, an Hauptschulen wäre das Gegenteil notwendig. Dies kann z.B. durch Schul-
programme und Angebote geschehen, die für Schülerinnen aus bildungsfernen Schichten
und mit Migrationshinterugrund besonders attraktiv sind.

Eine allgemeine Schulwahlfreiheit besteht in Baden-Württemberg nach wie vor nur bei
Gymnasien und Realschulen, nicht jedoch bei Haupt- und Grundschulen.37 Soziale Segre-
gation durch das Wahlverhalten der Eltern einerseits und die Maßnahmen der Schule
andererseits finden an Realschulen und Gymnasien also weiterhin statt, werden aber nicht
auf alle Schularten ausgeweitet. Die Mittelzuweisung ist auch nach der Steuerungsreform
an allen Schularten unabhängig vom Klientel einer Schule. Gymnasien und Realschulen
haben also weiterhin die Möglichkeit, um bildungsnahes Klientel ohne Migrationshinter-
grund zu konkurrieren. Die soziale Zusammensetzung bestimmt weiterhin die Situation
einer Schule, ohne dass für entsprechenden Ausgleich bei der Mittelzuweisung gesorgt ist.
Auch finden keine Erhebungen statt, die die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft
mit der im Stadtteil vergleichen.

Für Schulen besteht deshalb kein materielles Interesse, sich bei der Konzeption von
Schulprofilen, Schulcurricula und pädagogischen Konzepten an bildungsfernen Schichten
und Menschen mit Migrationshintergrund zu orientieren – eine Konkurrenz um benachtei-
ligte Gruppen findet nicht statt. Positiv ist aber festzuhalten, dass durch das Steuerungs-

37. In einzelnen Kommunen (z.B. Freiburg i.Br.) wurde Schulwahlfreiheit auch für Hauptschulen
eingeführt, nicht jedoch auch Landesebene. Vgl. hierzu auch Kap. 6.3.7.
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konzept, das nur marginal an Wettbewerb orientiert ist, die Konkurrenz um bildungsnahes
Klientel ohne Migrationshintergrund nicht forciert wird, wie dies in anderen Ländern
beobachtet werden konnte. Bei der Steuerungsreform im Schulsystem Baden-Württem-
bergs handelt es sich nicht um eine ‚choice policy‘, Nebenwirkungen, wie z.B. in Eng-
land, Neuseeland oder den USA (Whitty et al. 1998) sind deshalb nicht zu befürchten
(vgl. Kap. 5).

6.4.2 Bildungsbenachteiligung & Prozesssteuerung
Als Schulprozesse bezeichne ich alle Handlungen der Schulakteure, die direkt oder indi-
rekt zum Leistungsprodukt von Schule, zu Unterricht, führen. Diese sind in Gesetzgebung
und Verordnungen geregelt, die aber trotz der Steuerungsreform unverändert geblieben
sind und deshalb an diese Stelle nicht von Belang sind. Neu ist aber der Qualitätsrahmen
Schulqualität (Kultusministerium 2007), der als Grundlage für SEV und FEV konzipiert
ist und vorgibt, was gemessen werden soll (sog. ‚Kriterien‘) und was unter ‚guter Schule‘
zu verstehen ist (sog. ‚Qualitätsaussagen‘). Der Qualitätsrahmen ist überwiegend prozess-
orientiert, berücksichtigt darüber hinaus aber auch Unterricht. Es stellt sich deshalb die
Frage, ob die Perspektive institutioneller Diskriminierung im Qualitätsrahmen – und somit
in Evaluation und Inspektion – als Merkmal von Schulqualität verankert ist. Dies ist in
Baden-Württemberg nicht der Fall. Eine Reduzierung institutioneller Diskriminierung als
Aufgabe von Schule und die Bewältigung dieser Aufgabe als Qualitätsmerkmal ist an kei-
ner Stelle verankert, auch die Begriffe Diskriminierung, Bildungsbenachteiligung, Bil-
dungsungleichheit, Chancengleichheit, Chancengerechtigkeit etc. werden an keiner Stelle
verwendet. 

Zu „Ergebnisse und Wirkungen“ von Schule zählen die drei Punkte „Fachliche und über-
fachliche Lernergebnisse“, „Schul-/Laufbahnerfolg“ und „Bewertung schulischer Arbeit“
(Kultusministerium 2007). Bildungsbenachteiligung als Wirkung schulischen Handelns
wird nicht berücksichtigt, schulische Prozesse werden in dieser Hinsicht entsprechend
auch nicht in den Blick genommen. Dies gilt auch bei der Berücksichtigung von Schul-
profilen und Schulcurricula, die als Bestandteil des Portfolios vom Evaluationsteam
berücksichtigt werden. Lediglich im Rahmen der SEVs besteht für die Schulen die Mög-
lichkeit, die Perspektive institutioneller Diskriminierung zu berücksichtigen. Dies ist im
Qualitätsrahmen zwar nicht vorgesehen, könnte in dem Qualitätsbereich „Schulkonzept“
aber verankert werden (vgl. Kap. 6.4.2). Z.B. könnte das Schulkonzept könnte daraufhin
untersucht werden, ob Maßnahmen zur Reduzierung institutioneller Diskriminierung,
etwa durch Förderung und Würdigung der Muttersprache, darin verankert sind.
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6.4.3 Bildungsbenachteiligung & Output-Steuerung
Unterricht wird hier als Output von Schule verstanden. Die wesentlichen Vorgaben für
Unterricht sind i.d.R. im Bildungsplan festgehalten. Dieser bezieht sich seit 2004 jedoch
überwiegend auf Kompetenzen der Schülerinnen, also den Outcome der Schule. Der
Unterricht soll also auf dem Umweg der Outcome-Vorgaben gesteuert werden. Die
direkte Output-Steuerung durch den Bildungsplan wird somit zugunsten einer Outcome-
Steuerung reduziert. Für die Steuerung von Unterricht wird aber gleichzeitig ein neues
Instrument eingeführt, der Qualitätsrahmen. Hier bezieht sich das Kriterium „Gestaltung
der Lehr- Lernprozesse“ direkt auf Unterricht. Das Evaluationskonzept sieht nicht vor,
Unterrichtsprozesse im Rahmen dieses Kriteriums daraufhin zu überprüfen, ob sie auf
eine Reduzierung von Bildungsbenachteiligung ausgelegt sind. Die Einzelschule könnte
ihre Selbstevaluation aber unter dieser Perspektive durchführen. Z.B. könnte überprüft
werden, in welchem Ausmaß im Unterricht Kenntnisse vorausgesetzt werden, die nicht in
der Schule, sondern ausschließlich außerhalb der Schule erworben wurden, inwieweit die
Unterstützung der Eltern notwendig ist, damit z.B. die Hausaufgaben ordnungsgemäß
erledigt werden etc. Der Schule bleibt hier ein kleiner Spielraum, die Reduzierung von
Bildungsbenachteiligung im Rahmen der SEV als Perspektive zu verankern.

6.4.4 Bildungsbenachteiligung & Outcome-Steuerung
Der Outcome als zusätzliche Dimension von Steuerung im Schulsystem ist die eigentliche
Neuerung der Steuerungsreform in Baden-Württemberg. Im Bildungsplan 2004 sind Stan-
dards in Form von Kompetenzen verankert, die die Schülerinnen zu erreichen haben.
Dabei handelt es sich nicht um Mindest- sondern um Regelstandards, die in den Niveau-
konkretisierungen für drei verschiedene Leistungsstufen ausformuliert werden. Im Falle
eines Nicht-Erreichens der untersten Niveaustufe sind keine Maßnahmen vorgesehen –
weder i.S. zusätzlicher Förderung der Schülerinnen noch i.S. von Sanktionen für die
Schule. Die Schulaufsicht erfährt i.d.R. nicht, wie viele Schülerinnen die unterste Niveau-
stufe erreicht oder nicht erreicht haben, kann auf dieser Grundlage also auch keine Ziele
mit der Schulleitung vereinbaren. Eine besondere Berücksichtigung der leistungs-
schwächsten Schülerinnen ist also nicht vorgesehen. Dies wäre insbesondere diskriminier-
ten Gruppen zugute gekommen, die im untersten Leistungsbereich überrepräsentiert sind.
Ebenso wenig ist vorgesehen, den Lernzuwachs in Abhängigkeit von sozialer oder migra-
tionsspezifischer Herkunft zu messen. Das Ausmaß herkunftsbedingter Benachteiligung
ist somit auf Schulebene nicht feststellbar. Positiv ist jedoch festzustellen, dass durch das
entwicklungsorientierte, sanfte Steuerungskonzept kein zusätzlicher Druck auf die Schu-
len entsteht, höhere Leistungswerte bei den Schülern zu erzielen. Es besteht also auch
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kein Interesse, Aktivität verstärkt auf diejenigen Schülerinnen zu konzentrieren, bei denen
mit geringem Aufwand großer Leistungszuwachs ermöglicht werden kann. 

6.4.5 Zwischenfazit

Bei der Steuerungsreform im Schulsystem Baden-Württembergs handelt es sich nicht um
einen Paradigmenwechsel, sondern um die Einführung zusätzlicher Steuerungsinstru-
mente und deren Integration in das bisherige Steuerungssystem. Eine im NPM-Konzept
vorgesehene leistungsorientierte Mittelzuweisung und Dezentralisierung findet nicht statt.
Entsprechend ist auch eine umfassende Leistungsoptimierung im Sinne einer NPM-
Reform nicht zu erwarten. Prozesse und Outcome geraten zunehmend in den Blick, wer-
den mit Hilfe verschiedener Instrumente erhoben und dienen als Grundlage von Zielver-
einbarungen. Zielsetzung ist dabei die Professionalisierung der Einzelschule und nicht die
Implementierung von Marktmechanismen im Schulsystem. Die Maximierung des Out-
come wird nicht zur Existenzfrage für die Schulakteure, wie dies in Ländern beobachtet
werden konnte, in denen ‚choice policy‘-Reformen stattfanden. Drastisch verschärfte Bil-
dungsbenachteiligung durch herkunftsspezifische Eingangsselektion, verstärkte Orientie-
rung von Schulprofilen und Schulcurriula an bildungsnahen Schichten oder Fokussierung
schulischer Leistungsförderung auf potente Schülerinnen sind deshalb nicht zu erwarten. 

Die Messlatte wäre aber sehr tief angelegt, wenn man eine Schulreform bereits dann posi-
tive beurteilen würde, sofern sie nicht zu einer unmittelbaren Verschärfung von Bildungs-
benachteiligung führt. Umgekehrt fordern Bauer & Bittlingmayer, dass jede Reformper-
spektive daran gemessen wird, „inwieweit sie in den Reproduktionsmechanismus
ungleicher Bildungschancen zu intervenieren im Stande ist“ (Bauer & Bittlingmayer
2005: 16). Es stellt sich also die Frage, ob eine Reduzierung von Bildungsbenachteiligung
in Folge der Steuerungsreform Baden-Württembergs zu erwarten ist. In Kap. 5 wurde
gezeigt, dass dazu eine systematische Integration der Perspektive institutioneller Diskri-
minierung in das Steuerungskonzept notwendig wäre. In Baden-Württemberg hat dies
nicht stattgefunden. Die Einzelschule wird nicht als wichtiger Akteur bei Mechanismen
der Bildungsbenachteiligung erkannt, die Reduzierung institutioneller Diskriminierung
wird nicht zur Aufgabe und zum Qualitätsmerkmal schulischer Handlungen gemacht. Für
Schulen, die sich die Reduzierung von Bildungsbenachteiligung zum Ziel gemacht haben,
existieren im Rahmen der neuen Steuerungsinstrumente nur sehr enge Spielräume zur
Umsetzung.

Internationale Vergleichsstudien haben auf zwei Missstände im deutschen Schulsystem
aufmerksam gemacht (vgl. Kap. 3). Einerseits blieben die durchschnittlichen Leistungen
der Schülerinnen hinter den Erwartungen zurück, andererseits wurde ein im internationa-
len Vergleich herausragend starker Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und
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Migrationshintergrund einerseits und Schulerfolg andererseits deutlich. Die Steuerungsre-
form in Baden-Württemberg ist ausschließlich auf eine Leistungssteigerung ausgelegt und
berücksichtigt in keiner Weise die Reduzierung von Bildungsbenachteiligung als zentrale
Aufgabe von Schule. Für das Bundesgebiet konnte ein gemeinsames Konzept von Steuer-
ungsreform festgestellt werden. Es ist deshalb zu vermuten, dass sich die Bundesländer
auch darin gleichen, dass sie den Aspekt der Bildungsbenachteiligung unberücksichtigt
lassen. Dies wird in Zukunft zu überprüfen sein.
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7. Zusammenfassung

In der vorliegenden Arbeit wurde das Thema ‚Bildungsbenachteiligung im Zeitalter des
New Public Management‘ bearbeitet. Dazu war es zunächst nötig, die Konzepte Bildungs-
benachteiligung und New Public Management zu erarbeiten um anschließend zu prüfen,
inwiefern sich die Diskurse überschneiden. Auf dieser Grundlage konnte die Steuerungs-
reform im Schulsystem Baden-Württembergs untersucht werden.

In Kapitel 2 habe ich gezeigt, dass mit institutioneller Diskriminierung ein Konzept vor-
liegt, das anschlussfähig ist für die Untersuchung von Bildungsbenachteiligung in Schulen
und Schulsystemen. Bildungsbenachteiligung, verstanden als statistisch feststellbare
Benachteiligung von Schülerinnen aufgrund ihrer Herkunft, kann somit unabhängig von
den Einstellungen oder Verhaltensweisen von Individuen oder Gruppen betrachtet wer-
den. Damit wird nicht gesagt, dass Ungleichheit nicht letztlich durch das Verhalten einzel-
ner Menschen reproduziert wird – dies ist zweifellos der Fall. Systematische Benachteili-
gung entsteht aber immer durch Diskriminierungsmechanismen, die von den ihnen
zugrunde liegenden Strukturen abhängen. Strukturelle Veränderungen können deshalb zu
einem Mehr oder Weniger an Benachteiligung führen, sind also auch in Hinblick auf insti-
tutionelle Diskriminierung zu beobachten. 

Eine Strukturreform im Schulsystem aus der Perspektive der Bildungsbenachteiligung zu
untersuchen scheint in besonderer Weise notwendig zu sein. Schließlich weisen die in
Kapitel 3 referierten Schulleistungsstudien und statistischen Erhebungen darauf hin, dass
Bildungszertifikate – und somit Zukunftschancen – zu einem bedeutenden Teil nach dem
Kriterium der Herkunft vergeben werden. Ein Zusammenhang zwischen Herkunft und
Bildungserfolg liegt zwar in jedem Schulsystem vor, als veränderbar erweist sich aber das
Ausmaß der Benachteiligung sowie die Merkmale, die zu einer Benachteiligung führen.
Während sich – historisch gesehen – die soziale Schicht als dauerhaftes Kriterium der Bil-
dungsbenachteiligung etabliert hat, konnte schulische Benachteiligung nach dem Merkmal
Geschlecht weitgehend abgeschafft werden. Hinzugekommen ist jedoch das Merkmal
Migrationshintergrund. Bildungsbenachteiligung ist also kein statischer, sondern ein
dynamischer gesellschaftlicher Mechanismus, eine direkte Beeinflussung durch die
Gestaltung des Schulsystems scheint deshalb möglich zu sein. 

Schulen tragen einen großen Teil der Verantwortung für Bildungsbenachteiligung, eine
Reduzierung institutioneller Diskriminierung muss deshalb zur Querschnittsaufgabe der
Einzelschule und des gesamten Schulsystems werden. Sekundäre soziale und migrations-
spezifische Ungleichheit – also eine Benachteiligung trotz gleicher Leistung – entsteht
innerhalb des Schulsystems und muss hier verantwortet werden. Mit ihrer Abschaffung
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wäre Gerechtigkeit im meritokratischen Sinne erreicht – und ein großer Schritt zur Redu-
zierung von Bildungsbenachteiligung getan. Es ist aber darüber hinaus notwendig, pri-
märe Ungleichheit – also Leistungsdifferenzen in Abhängigkeit von der Herkunft – zu
reduzieren. Sie entsteht innerhalb und außerhalb von Schule und muss deshalb an ver-
schiedenen gesellschaftlichen Orten bekämpft werden. Die Schule allein kann hier nur
einen von vielen notwendigen Beiträgen leisten.

Für beide Formen der Ungleichheit, primär und sekundär, ist die Struktur des Schulsys-
tems von großer Bedeutung. Die seit Jahrzehnten geführte, sog. ‚Strukturdebatte‘ ist aber
lediglich auf den Aspekt der Gliederung des Schulsystems fokussiert. Andere Struktura-
spekte – hierzu gehört die Steuerung im Schulsystem – werden dabei ausgeblendet. Es
handelt sich bei der Steuerung aber um einen grundlegenden Mechanismus, der umfassen-
den Einfluss auf Prozesse und Effekte des Systems – also auch auf Bildungsbenachteili-
gung – hat. Die Schnittstelle von Bildungsbenachteiligung und Steuerungsreform im
Schulsystem wurde deshalb im Rahmen dieser Arbeit untersucht.

In Kapitel 4 wurde die aktuelle Steuerungsdebatte aufgegriffen, die sich um den Begriff
der Educational Governance dreht. Darunter ist einerseits eine neue Perspektive auf Steu-
erung – die Governance-Perspektive – zu verstehen. Andererseits handelt es sich um ein
Reformkonzept zur Effektivitäts- und Effizienzsteigerung – das New Public Management.
Mit der Governance-Perspektive ist davon auszugehen, dass eine direkte Steuerung von
Prozessen durch top-down-Vorgaben nicht möglich ist. Steuerung wird deshalb als Aus-
handlungsprozess im Kontext der jeweiligen Akteurskonstellation gesehen. Die zentrale
Stellung des Staates wird damit stark relativiert. Das NPM-Konzept kann im Sinne der
Governance-Perspektive als Versuch verstanden werden, die Position staatlicher Akteure
im Schulsystem zu stärken. Dies geschieht, indem Input von Output und Outcome abhän-
gig gemacht wird. Materielle und personelle Ressourcen einer Schule werden somit
abhängig davon, was die Schule leistet. So werden Anreize für die Schule geschaffen, in
effizienter Weise die zuvor ausgehandelten Leistungen zu erbringen. Die Übertragung des
NPM-Konzepts auf Schulsysteme erweist sich insofern als problematisch, als dass hier
eine umfassende Operationalisierung schulischer Leistung nicht möglich ist. Deshalb wer-
den in Evaluationen und Inspektionen zusätzlich Prozesse untersucht und bewertet. Damit
wird der Handlungsspielraum der Schule eingeschränkt, den diese benötig um effizient
handeln zu können. NPM im Schulsystem führt deshalb nicht zu einer strengen Output-
und Outcome-Steuerung, sondern zu einer kombinierten Steuerung durch Input, Prozess,
Output und Outcome.

Wie wirkt diese neue Steuerungsform nun auf Bildungsbenachteiligung? Dieser Frage
wurde in Kapitel 5 nachgegangen. Dabei wurde die Gefahr einer verstärkten Benachteili-
gung durch NPM deutlich. Dies ist insbesondere im Rahmen von ‚choice policies‘ der
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Fall. Dabei handelt es sich um eine Reform, die eine Pro-Kopf-Finanzierung der Schulen
mit Schulwahlfreiheit kombiniert. Die Schülerschaft als Inputfaktor von Schule wird
dabei zum Objekt der Konkurrenz. Die Schulen werben um Schülerinnen, von denen sie
sich gute Leistungen bei geringem pädagogischen Aufwand erwarten. Schülerinnen aus
bildungsfernen Schichten oder mit Migrationshintergrund stören jedoch die Mittelschicht-
orientierung sowie den monolingualen Habitus der Schulen und werden aus Sicht der Ein-
zelschule mehr denn je zu einer Belastung. Die benachteiligten Schülerinnen können
außerdem kaum von der Möglichkeit der Schulwahl Gebrauch machen und werden zu den
leidtragenden einer verstärkten Segregation im Schulwesen. 

Doch auch jenseits von ‚choice policies‘ bringen NPM-Instrumente die Gefahren ver-
stärkter Bildungsbenachteiligung mit sich. Dies liegt daran, dass das NPM-Konzept in
einer ökonomischen Perspektive verwurzelt ist. Die Berücksichtigung von Bildungsbe-
nachteiligung ist darin nicht vorgesehen, sie wird nur dann relevant, wenn sie als Ineffizi-
enz im Schulsystem – im Sinne einer Vergeudung von Humanressourcen – auftritt. Doch
eine Benachteiligung bestimmter Schichten kann aus Sicht der Schule durchaus effizient
sein. Es ist deshalb nötig, den Aspekt der Bildungsbenachteiligung systematisch in das
Steuerungskonzept zu integrieren. Bildungsbenachteiligung darf nicht das „Hintergrund-
rauschen“ (Angus 1993: 341) der effektivitäts- und effizienzorientierten neuen Steuerung
bleiben, sondern muss fester Bestandteil darin werden. Dazu ist es notwendig, eine Redu-
zierung von Bildungsbenachteiligung

• explizit zur Aufgabe der Einzelschule zu machen und somit der sozialen Verantwor-
tung der Schule Bedeutung zu verleihen,

• als Merkmal von Schulqualität im Qualitätsrahmen zu verankern, 
• zum Bestandteil von Leistungsvereinbarungen zu machen und 
• mit Hilfe der neuen Kontrollinstrumente (Evaluationen, Inspektionen, Vergleichsar-

beiten) zu überprüfen.
Jede Schule muss sich daran messen lassen, wie gut es ihr gelingt, Bildungsbenachteili-
gung zu reduzieren. Auf dieser Grundlage wäre es durchaus möglich, die Ungleichheits-
perspektive in das NPM-Konzept zu integrieren. Die materielle und personelle Ausstat-
tung von Schulen könnte davon abhängig gemacht werden, welche Klientel die jeweilige
Schule besucht und wie erfolgreich eine Schule in Hinblick auf die Reduzierung von Bil-
dungsbenachteiligung ist. Doch wie geeignet sind NPM-Instrumente in der Praxis, um
Schulen zu einer Reduzierung von Bildungsbenachteiligung zu bewegen? Können ökono-
mische Anreize zur Reduzierung von Bildungsbenachteiligung ein wirkungsvolles Instru-
ment auf dem Weg zu einem gerechteren Schulsystem sein? Diese Fragen müssen im
Rahmen dieser Arbeit unbeantwortet bleiben. Festzustellen ist aber, dass jede Schulreform
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als hoch problematisch gelten muss, die die Perspektive systematischer Bildungsbenach-
teiligung nicht berücksichtigt (Bourdieu & Passeron 1971).

In Kapitel 6 wurde die Steuerungsreform im Schulsystem Baden-Württembergs unter-
sucht. Das NPM-Konzept diente als Folie für eine Einordnung der baden-württembergi-
schen Reform. Dabei wurde deutlich, dass ein Paradigmenwechsel im Sinne des NPM
nicht stattgefunden hat. Die bisherige Steuerung wurde durch zusätzliche Instrumente
ergänzt, nicht aber ersetzt. Der zentrale Mechanismus im NPM, die Leistungsabhängige
Zuteilung von Ressourcen, wurde nicht eingeführt. Auch Maßnahmen der Dezentralisie-
rung sind in nur sehr geringem Maße, z.B. durch die Einführung schulscharfer Stellenaus-
schreibungen, feststellbar. Neu sind aber umfassende Outcome-Vorgaben durch Bildungs-
standards. Der Bildungsplan enthält dafür weniger Vorgaben in Bezug auf Unterricht. Neu
ist auch die Einführung der Kontrollinstrumente Selbstevaluation, Fremdevaluation und
Vergleichsarbeiten. Eine Steuerung findet somit über Input, Prozess, Output und Outcome
statt. In Vereinbarungen zwischen Schulen und Schulaufsicht werden auf der Grundlage
der gewonnenen Daten Handlungsziele der Schule festgelegt.

Zweck der Steuerungsreform in Baden-Württemberg ist nicht allein die Rückgewinnung
von Steuerungsmacht, sondern auch und in besonderer Weise die innere Schulentwick-
lung. Es sollen Informationen gewonnen werden, die den Schulakteuren zur Qualitätsent-
wicklung dienen. Den Zielvereinbarungen kommt in Baden-Württemberg deshalb nicht
die zentrale Rolle zu, die im NPM-Konzept vorgesehen ist. Hier bleibt abzuwarten, ob
Ressourcen als Verhandlungsmasse in den Vereinbarungsgesprächen zur Disposition
gestellt werden – oder ob Vereinbarungen getroffen werden, ohne dass die Schule ein
ökonomisches Interesse an deren Einhaltung hat. Die neuen Instrumente würden in letzte-
rem Fall unverbindlich bleiben, die zentrale Steuerungsfunktion würde weiterhin durch
Prozessvorgaben ausgeübt. 

Insgesamt handelt es sich bei der Steuerungsreform in Baden-Württemberg um eine Vari-
ante eines bundesweiten Konzepts, das keine NPM-Steuerung im eigentlichen Sinne, son-
dern die additive Einführung von NPM-Instrumenten und deren Integration in das her-
kömmliche Steuerungsmodell vorsieht. Es ist deshalb nicht zu erwarten, dass eine
drastische Effektivitäts- und Effizienzsteigerung eintreten wird. Auch die Gefahr einer
Verschärfung von Bildungsbenachteiligung besteht in nur sehr eingeschränkter Weise.
Die Existenz einer Schule wird nicht von der Maximierung des Output abhängig gemacht
und die Konkurrenz um ‚geeignete‘ Klientel wird nicht forciert. Es ist also nicht zu
befürchten, dass sich die schlechten Erfahrungen in Baden-Württemberg wiederholen, die
in Folge von ‚choice policies‘ z.B. in England gemacht wurden. Es wurde aber auch deut-
lich, dass Baden-Württemberg nicht die Chance genutzt hat, die Perspektive institutionel-
ler Diskriminierung im Steuerungskonzept zu verankern. Eine Reduzierung von Bildungs-
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benachteiligung ist nicht Bestandteil der Vorgaben und Kontrollen. Das Ergebnis ist eine
‚diskriminierungsblinde‘ Steuerungsreform, die das Potential hat, die bestehende Bil-
dungsbenachteiligung zu zementieren und auszuweiten.

Die großen Ähnlichkeiten der Steuerungsreformen in Deutschland geben Anlass zu der
Vermutung, dass auch andere Bundesländer diese Chance verpasst haben. Dies wird
anhand der jeweiligen Instrumente – insbesondere der Qualitätsrahmen – noch eingehend
zu untersuchen sein. Im internationalen Kontext besteht die Herausforderung, Beispiele
einer Integration der Diskriminierungsperspektive in Steuerungskonzepte zu untersuchen
und auf die Möglichkeit einer Übertragung auf deutsche Verhältnisse zu überprüfen.
Befunde zu Reformen in England und der Schweiz liegen bereits vor (Gomolla 2005),
viele weitere Länder gilt es noch zu untersuchen.

The Achivement of an education system fully committed to both equality and to quality will
not be easy. (McBride 1992)

Mit der vorliegenden Arbeit ist jedoch gezeigt worden, dass in Baden-Württemberg nicht
einmal der Versuch gemacht wurde, dieser anspruchsvollen Doppelaufgabe gerecht zu
werden. Eine Integration der Perspektive institutioneller Diskriminierung ist gleichwohl
möglich. Dieser Herausforderung müssen sich m.E. alle beteiligten Akteure gleicherma-
ßen Stellen. 
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